
München – Die griechische Regierung
will Kindern von Migranten, die länger
als fünf Jahre im Land leben, die Staats-
bürgerschaft geben. Voraussetzung soll
sein, dass die Kinder in Griechenland ge-
boren wurden oder dort mindestens drei
Jahre die Grundschule besucht haben.
Ein entsprechender Gesetzentwurf wur-
de nach einem Bericht der Zeitung Kathi-
merini nun vom Kabinett auf den Weg ge-
bracht. Griechenland steht unter star-
kem Zuwanderungsdruck, ist aber auch
auf ausländische Arbeitskräfte in vielen
Bereichen dringend angewiesen. Jeder
zehnte Einwohner ist mittlerweile ein
Nicht-EU-Ausländer, viele von ihnen ha-
ben keinen legalen Status. (Seite 4)   csc

Von Kai Strittmatter

Eriwan – Der Istanbuler Schriftsteller
und Journalist Markar Esyan ist Arme-
nier, türkischer Armenier, also einer zwi-
schen allen Stühlen. Er lädt nun alle, Ar-
menier und Türken, die sich in der armeni-
schen Hauptstadt Eriwan zum Austausch
versammelt haben, ein, tief durchzuat-
men. „Wir sind so weit gekommen wie
noch nie“, sagt er. Man vergisst das leicht
dieser Tage. Vor zwei Monaten erst hatten
die beiden Länder die Welt mit einem his-
torischen Dokument überrascht, mit Pro-
tokollen, die ein Ende unter hundert Jah-
re Feindseligkeit setzen sollten. Das Ziel:
Diplomatische Beziehungen, zum ersten
Mal, seit es diese beiden Republiken gibt.
Offene Grenzen. Aber der Applaus ist
noch nicht verhallt, da droht schon Unge-
mach. Die Protokolle, die Öffnung im
nächsten Jahr – das alles steht wieder auf
der Kippe.

Es war zu erwarten, dass es nicht ein-
fach werden würde. Fast hundert Jahre
Hass auf der einen, fast hundert Jahre
Leugnen auf der anderen Seite. Der
Grund: Die Vernichtung und Vertreibung
der Armenier aus ihrer jahrtausendealten
Heimat Anatolien in den Jahren 1915/16
durch das Osmanische Reich. Für die Ar-
menier wurde das Andenken an den Völ-

kermord identitätsstiftend, die türkische
Republik hingegen versuchte, die Erinne-
rung zu vertreiben. Wenn sich zwei so ent-
fremdete Völker aufeinanderzubewegen,
gibt es die Realpolitik und die Wirtschafts-
interessen, die meist eine Annäherung be-
fördern. Es gibt aber auch die Feindbilder
in den Köpfen, die nur schwer auszutrei-
ben sind.

„Allein deshalb wären offene Grenzen
so wichtig“, sagt Tigran Mkrtchy, Vertre-
ter des Forschungs- und Beratungsinstitu-
tes European Stability Initiative ESI in
Eriwan: „Dass beide Seiten die alten Kli-
schees aus ihren Hirnen kriegen. Die Ar-
menier sollen nicht länger die Türken für
die ewige Bedrohung halten. Und die Tür-
ken sollen nicht länger glauben, die Arme-
nier beteten jeden Tag für den Untergang
der Türkei.“ Noch 2004 fiel in einer Um-
frage Armeniern zum „Thema Türken“
Düsteres ein: „blutdürstig“ (6,4 Prozent),
„Barbaren“ (9,1 Prozent), „Mörder“ (6,4
Prozent). Ganze sechs Prozent hatten Gu-
tes zu sagen. Aber schon diese Studie war
ein gemeinsames Projekt türkischer und
armenischer Sozialwissenschaftler, ein
Zeichen für keimende Kontakte. Kontak-
te, die sich vervielfacht haben seit der di-
plomatischen Offensive, die beim Fuß-
ball-WM-Qualifikationsspiel zwischen
beiden Nationalteams vor mehr als einem
Jahr begann.

Ja, die Grenze ist zu, aber drei Mal in
der Woche geht ein Flugzeug von Istanbul
nach Eriwan und zurück. Voll mit Arme-
niern, die in Istanbul arbeiten, meist ille-
gal. Immer öfter aber auch voll mit Ge-
schäftsleuten, Akademikern und Journa-
listen, Türken und Armenier, die einan-
der kennenlernen. So wie an diesem De-
zember-Wochenende, an dem Journalis-
ten beider Seiten einander begegnen.

Die Stimmung ist eher gedrückt. Denn
Ankara hat neue Bedingungen für eine
Grenzöffnung gestellt. „Die Türkei ist in
großer Gefahr, eine historische Chance zu
verpassen“, sagt der Direktor der Eriwa-
ner Denkfabrik Acnis, Richard Giragosi-
an, ein aus den USA stammender Arme-
nier: „Allein die Tatsache aber, dass wir

zusammensitzen, zeigt eine Öffnung der
Grenzen im Kopf.“ Das ist hundert Jahre
lang nicht passiert. Die Fernsehdebatte
an diesem Abend ist ein Beispiel der Annä-
herung, diskutiert wird ein Film über den
Wandel in der Türkei. Finanziert hat den
Film die österreichische Erste-Stiftung.
Im Studio sitzen zwei Türken und drei Ar-
menier beieinander und streiten über die
Demokratisierung der Türkei. Es hat
schon zuvor solche Debatten gegeben im
armenischen Fernsehen, aber noch nie bei
Yerkir Media TV. Das ist der Sender der
ARF, auch Dashnak genannt. Die
Dashnak ist in Armenien die Partei der
Nationalisten. Sie verlangt die alten Terri-
torien zurück von der Türkei. Und nun sit-

zen hier zwei türkische Journalisten, zwei
Dashnak-Leute und ESI-Mann Mkrtchy-
an und führen eine normale Unterhal-
tung. Die Dashnak-Leute fragen: „Wer
gibt uns die Garantie, dass der demokrati-
sche Wandel in der Türkei nicht kippt?“
Die Türken wollen ihnen die Angst neh-
men. „Unumkehrbar“ sei der Fortschritt,
sagt CNN-Türk-Mann Ferhat Borhatav,
sein Land erlebe eine „Revolution“.
Mkrtchyan kommt am Ende beschwingt
aus dem Studio: „Unglaublich, eine Stun-
de Debatte und kein einziges Mal haben
die Dashnak-Leute den Türken den Völ-
kermord zum Vorwurf gemacht.“

Hayk Demoyan, der Direktor des Völ-
kermord-Museums hoch über der Stadt,

erzählt vom Anschwellen der Zahl türki-
scher Besucher seit vergangenem Jahr.
„Die meisten haben Angst, wenn sie kom-
men“, meint er: „Angst, dass sie auf arme-
nische Nationalisten treffen könnten.
Und Angst, dass andere Türken sie sehen
könnten. Manche türkische Besucher lau-
fen weg, wenn sie eine Fernsehkamera se-
hen.“ Und ihre Reaktion auf die Ausstel-
lung? „Schock, Unglauben, Trauer.“

Der Völkermord ist der Punkt, auf den
letztlich alles zurückfällt im armenisch-
türkischen Verhältnis. Erstaunlich also,
dass die Armenier die Anerkennung des
Völkermordes in Verhandlungen mit der
Türkei nie zu einer Vorbedingung für di-
plomatische Beziehungen gemacht ha-
ben. Und erstaunlich, dass es eben nicht
der Streit um das Wort Völkermord ist,
der nun wieder einen Keil zwischen die
beiden Länder treibt. Es ist der Konflikt
um den kleinen Zipfel Berg-Karabach,
der die historische Annäherung zu sabo-
tieren droht.

Berg-Karabach ist ein von Armeniern
besiedelter Landstrich, den der russische
Diktator Stalin einst Aserbaidschan zuge-
schlagen hatte. Nach dem Zerfall der So-
wjetunion wollten die Armenier in Berg-
Karabach weg von Aserbaidschan. Arme-
nien eilte ihnen zu Hilfe und hält seither
die Enklave Berg-Karabach besetzt. Was
das mit der Türkei zu tun hat? Die Aseris
sind ebenfalls ein Turkvolk, die Nationa-
listen in beiden Völkern halten sich für
Blutsbrüder. Einen Verrat am zudem erd-
gasreichen Aserbaidschan kann sich kei-
ne türkische Regierung leisten.

„Verrat“ aber brüllt die aserbaidschani-
sche Regierung und mit ihr die türkische
Opposition, seit die Protokolle zwischen

Armenien und der Türkei bekannt sind.
Aserbaidschan verlangt von Ankara kate-
gorisch: Keine Öffnung der Grenzen, be-
vor nicht Armenien beim Streit um Berg-
Karabach nachgegeben hat. Die türki-
sche Regierung wurde offensichtlich über-
rascht von der heftigen Reaktion Aserbai-
dschans, vor allem aber davon, wie ge-
konnt die nationalistische Opposition in
der Türkei diese ausnutzt. Seither rudert
Türkeis Premier Recep Tayyip Erdogan
zurück. Eine Grenzöffnung gebe es erst,
wenn Armenien Konzessionen bei Berg-
Karabach macht. Die türkisch-armeni-
schen Protokolle müssen erst noch in den
Parlamenten beider Länder ratifiziert
werden. Erdogan muss dabei mit Wider-
stand von Nationalisten in der eigenen
Partei rechnen.

Armenien, aber auch die Amerikaner,
Russen und Europäer, reagieren über-
rascht bis genervt vom Schwenk Ankaras.
„In den Verhandlungen fiel das Wort

Berg-Karabach nicht ein einziges Mal“,
sagt Arman Kirakossian, der als Vize-Au-
ßenminister die von der Schweiz mode-
rierten Geheimgespräche mit der Türkei
leitete, im SZ-Interview. Türkische Beob-
achter sagen, Ankara hoffe auf eine Geste
Armeniens. Kirakossian schließt eine sol-
che Geste aus. „Die Türkei ist so groß. Wir
sind so klein. Wir haben keinen Zugang
zum Meer. Wir haben geschlossene Gren-
zen. Es leben mehr Armenier in der Dias-
pora als in Armenien. Große Teile der Di-
aspora sind gegen die Protokolle. Wir ha-
ben viel größere Schwierigkeiten als die
Türkei. Was sollen wir noch geben?“ Kira-
kossian sagt, sein isoliertes Land hoffe
sehr auf die Öffnung der Grenzen. Der
Wirtschaft wegen. Der Stabilität im Kau-
kasus wegen.

Wenn Ankara aber auf Berg-Kara-
bach-Konzessionen bestehe, werde man
Konsequenzen ziehen: „Wir warten nicht
mehr lange. Vielleicht bis Ende Januar.
Wenn die Türken weiter Forderungen stel-
len, werden wir die Protokolle einfrie-
ren.“ Das wäre fatal: „Ein Scheitern“,
sagt ein armenischer Journalist, „wäre
ein Geschenk für die Ultranationalisten
auf beiden Seiten.“ So bleiben die kleinen
Schritte. Das Istanbuler Massenblatt Hür-
riyet, früher kein Vehikel der türkisch-ar-
menischen Versöhnung, überraschte sei-
ne Leser am Mittwoch auf der Titelseite
mit den Erkenntnissen eines armenischen
Arztes, der für Studien mögliche Spender
für Leukämiekranke gesucht hatte. Das
Ergebnis: Armenier, Türken und Kurden
seien genetisch näher miteinander ver-
wandt als andere Völker. Die Schlagzeile
bei Hürriyet lautete: „Wir sind genetische
Brüder.“

Teheran – Sechs Monate nach der um-
strittenen Präsidentenwahl sind in Iran
die Proteste der Opposition eskaliert.
Die Reformbewegung berichtete am Mitt-
woch von schweren Zusammenstößen
zwischen Demonstranten und Sicher-
heitskräften in den zentraliranischen
Städten Isfahan und Nadschafabad. Die
Polizei sei mit Schlagstöcken und Trä-
nengas gegen Protestierer vorgegangen,
meldeten mehrere oppositionelle Inter-
netseiten. Viele Menschen seien verletzt
oder festgenommen worden. In Ghom de-
monstrierten derweil Regierungsanhän-
ger, um gegen die angebliche Entwei-
hung heiliger Stätten bei der Beerdigung
des reformorientierten Großayatollahs
Hussein Ali Montaseri zu protestieren.
Die Polizei drohte der Opposition mit ei-
nem harten Vorgehen. Reuters

Von Henrik Bork

Peking – Chinas kommunistische Füh-
rung hat den berühmten Dissidenten Liu
Xiaobo am Mittwoch in einem politi-
schen Schauprozess vor Gericht gestellt.
Das Urteil für den 53-jährigen Literatur-
professor und Befürworter einer Demo-
kratisierung Chinas soll am Freitag ver-
kündet werden. „Das machen sie absicht-
lich, weil dann viele Journalisten und Po-
litiker in westlichen Ländern in den
Weihnachtsferien sind“, sagte ein chine-
sischer Prozessbeobachter. Auch Lius
Frau und sein Anwalt sind der Meinung,
dass der Weihnachtstermin für die Ur-
teilsverkündung von der chinesischen
Führung absichtlich gewählt worden ist.

Liu war am 8. Dezember 2008 von der
chinesischen Staatssicherheit zunächst
ohne Anklage verschleppt worden, weil
er einer der maßgeblichen Autoren der
Charta 08 war. In dem im Internet ver-
breiteten Dokument hatten 303 Erstun-
terzeichner freie Wahlen, unabhängige
Gerichte und Pressefreiheit gefordert.
Mit dem Namen ihres Manifestes hatten
sie bewusst an die Charta 77 in der ehe-
maligen Tschechoslowakei erinnert.

„Umsturz der Staatsgewalt“ hat die
Anklage Liu nun vorgeworfen, wofür
ihm fünf bis fünfzehn Jahre Haft drohen.
Die Charta 08 sei im Gerichtssaal zur
Sprache gekommen, berichteten Augen-
zeugen. Ausländische Journalisten und
Diplomaten waren nicht zum Prozess zu-
gelassen, auch nicht Liu Xiaobos Frau
Liu Xia, die ihren Mann seit März nicht
mehr besuchen durfte.

Vor dem Ersten Mittleren Volksge-
richt in Peking war ein großes Aufgebot
von Polizisten und Zivilbeamten der
Staatssicherheit damit beschäftigt, eine
noch größere Menge von ausländischen
Diplomaten und Journalisten am Betre-
ten des Gebäudes zu hindern. Auch Chi-
nas bekannter Künstler und Bürgerrecht-
ler Ai Weiwei hatte sich zu einem stum-

men Protest vor dem Gerichtsgebäude
eingefunden. Einige junge Chinesen rie-
fen „Freiheit für Liu Xiaobo“ und verteil-
ten gelbe Schleifen, obwohl sie von den
Staatssicherheitsbeamten und Unifor-
mierten dabei gefilmt und fotografiert
wurden. Mehrere wurden abgeführt.

Liu Xiaobo, der schon zuvor knapp
sechs Jahre wegen seiner politischen Ak-
tivitäten in Gefängnissen und Arbeitsla-
gern verbracht hatte, ist der einzige Au-
tor der Charta, der mit Hilfe des berüch-
tigten Umsturzparagraphen abgeurteilt
wird. Die Charta 08 fordert auch die Ab-
schaffung eben dieses Paragraphen. Eine
große Zahl der Initiatoren der Charta, da-
runter bekannte Regimegegner, aber
auch Anwälte, Professoren und einige Ar-
beiter, waren zwar von der Staatssicher-
heit daheim aufgesucht, jedoch lediglich
verwarnt worden. Chinas Führung ver-

sucht mit dem Prozess gegen Liu ein
Warnsignal zu senden und setzt darauf,
dass die Opposition damit für einige wei-
tere Jahre in Schach gehalten werden
kann. Allerdings haben schon mehr als
10 000 Chinesen das Online-Dokument
unterzeichnet.

Die 73-jährige ehemalige Professorin
Ding Zilin, deren Sohn beim Pekinger
Massaker 1989 erschossen worden war,
hatte die Regierung vor wenigen Tagen
in einem offenen Brief aufgefordert, alle
Unterzeichner der Charta anzuklagen, al-
so auch sie selbst. Ding wurde am Mitt-
woch von der Staatssicherheit in ihrer
Wohnung festgehalten, damit sie nicht
vor dem Gericht protestieren konnte.
Auch mehrere andere Unterzeichner der
Charta berichteten, dass sie von der
Staatssicherheit gewarnt worden waren,
das Gericht nicht aufzusuchen.

Moskau – Russlands Oberstes Gericht
hat erstmals Unregelmäßigkeiten im Yu-
kos-Fall zugegeben. Platon Lebedew, Ge-
schäftspartner des inhaftierten Yukos-
Gründers Michail Chodorkowskij, sei im
Jahr 2003 unrechtmäßig festgenommen
worden, urteilten die Richter am Mitt-
woch. Damit folgten sie einer Entschei-
dung des Europäischen Menschenrechts-
gerichtshofes in Straßburg. Lebedews

Verteidiger sprachen von einem „Teil-
sieg“. Endlich habe das Oberste Gericht
den Argumenten der Verteidigung Gehör
geschenkt, sagte die Anwältin Jelena Lip-
zer. Dass Lebedew nun freigelassen
wird, gilt als unwahrscheinlich. Er war
wegen Steuerhinterziehung zu acht Jah-
ren Haft verurteilt worden und steht der-
zeit in einem zweiten, international noch
umstritteneren Verfahren, erneut mit
Chodorkowskij vor Gericht. Einer der
Anwälte forderte die Freilassung seines
Mandanten. Da die Verhaftung für un-
rechtmäßig erklärt worden sei, stünden
nun „logischerweise“ auch alle anderen
Entscheidungen des Gerichts in Frage,
sagte Konstantin Rifkin der Internet-Zei-
tung Gaseta.ru. In jedem Falle zeige die
Entscheidung des Gerichts die Schwä-
chen der russischen Justiz.  zri

Paris – Fast 50 Jahre nach Beginn der
französischen Atomversuche in Algerien
und Polynesien ist der Weg für die Ent-
schädigungen der Opfer frei. Nach der
Nationalversammlung gab nun auch der
französische Senat seine Zustimmung.
Im Haushalt für 2010 wurden zehn Millio-
nen Euro eingeplant. Frankreich hatte
zwischen 1960 und 1996 insgesamt 210
Atomwaffentests in der algerischen Sa-
hara und auf den Inseln Muroroa und
Fangataufa in Polynesien vorgenommen.
Daran waren etwa 150 000 Militärange-
hörige und zivile Angestellte beteiligt;
hinzu kommt die Bevölkerung um die
Testgebiete. Seit Jahren klagen viele Op-
fer über gesundheitliche Folgen wie Leu-
kämie und andere Krebsarten.  AFP

Von Christian Wernicke

Washington – In einem Abstimmungsma-
rathon versuchen Amerikas regierende
Demokraten noch vor der Weihnachts-
pause einen Gesetzentwurf zur funda-
mentalen Reform des Gesundheitswe-
sens durch den US-Senat zu bringen.
Das abschließende Votum war für Heilig-
abend geplant. Präsident Barack Oba-
ma, der sein politisches Schicksal mit ei-
nem Erfolg des Gesetzeswerks verbun-
den hat, verteidigte die Vorlage als histo-
rischen Kompromiss: „Diese Reform er-
füllt meine Kriterien.“ Obamas Sprecher
Robert Gibbs frohlockte bereits, es sei
„nicht mehr die Frage, ob es eine Gesund-
heitsreform gibt. Die Frage lautet nur,
wann es die Reform gibt“.

In der Nacht zum Donnerstag hatten
die oppositionellen Republikaner noch-
mals versucht, mit Hilfe eines traditionel-
len Blockaderechts (Filibuster) den Fort-
gang der parlamentarischen Beratung zu
stoppen. Zum dritten Mal innerhalb von
drei Tagen gelang es jedoch den Demo-
kraten, all ihre 60 Fraktionsmitglieder
aufzubieten, um ein finales Votum zu er-
zwingen, das nun an diesem Donnerstag
stattfinden wird. Der 92-jährige Senator
Robert Byrd ließ sich zu den Abstimmun-
gen im Rollstuhl in den Plenarsaal brin-
gen. Etliche Demokraten beklagten, der
obstruktive Kurs der konservativen Min-
derheit sowie aufgrund von Schneestür-
men stornierte Flüge im Westen der USA
muteten ihnen zu, das Weihnachtsfest
fern ihrer Familien zu verbringen.

Als Geste verschob auch der Präsident
seinen Abflug in den Weihnachtsurlaub
auf Hawaii um einen Tag. „Ich werde
nicht abreisen, ehe meine Freunde im Se-
nat ihre Arbeit vollendet haben“, sagte
Obama. Im Interview mit der Washing-
ton Post wies der Präsident zugleich die
wachsende Kritik vor allem vom linken
Flügel seiner Partei zurück. Zwar erfülle
der Gesetzentwurf des Senats „nicht

exakt alles, was ich gerne hätte“. Aber er
unterstütze das Reformwerk „nicht nur
widerwillig, sondern voller Begeisterung
darüber, was wir hier erreicht haben“.

Obama muss allerdings befürchten,
dass die seit sechs Jahrzehnten vergeb-
lich versuchte Gesundheitsreform im Ja-
nuar noch an Kämpfen innerhalb seiner
eigenen Partei scheitert. Erst dann wer-
den demokratische Verhandlungsführer
des Senats und des Repräsentantenhau-
ses beginnen, sich auf einen identischen
Gesetzestext zu verständigen. Bisher wei-
chen die Pläne beider Kammern in vielen
Details voneinander ab. Das US-Unter-

haus hatte seinen Entwurf im November
verabschiedet und dabei unter anderem
die Gründung einer öffentlichen Kran-
kenkasse vorgesehen, die in Konkurrenz
treten soll zu den bislang dominanten
US-Versicherungskonzernen. Im Senat
haben jedoch mindestens vier gemäßigte
Demokraten angekündigt, sie würden
keinem Gesetz zustimmen, das eine sol-
che „public option“ vorsehe.

Aus Protest gegen die Gesundheitsre-
form hatte am Dienstag überraschend
ein demokratischer Kongressabgeordne-
ter angekündigt, er werde zu den Repu-
blikanern übertreten. Parker Griffith,
ein konservativer Demokrat aus Alaba-
ma, erklärte, er wage diesen Schritt
„nach vielen Gesprächen und Gebeten“
und aus Protest „gegen ein Gesetz, das
schlecht ist für unser Land und unsere
Wirtschaft und uns mehr und mehr in die
Verschuldung treibt“. Auf die Machtver-
hältnisse im Kongress hat der Parteiaus-
tritt wenig Einfluss. Der 2006 erstmals
gewählte Abgeordnete hatte schon bis-
her gegen die Gesundheitsreform votiert.

Athen legalisiert Migranten

Schauprozess gegen Bürgerrechtler
Chinas Führung wirft Liu Xiaobo Umsturzversuch vor / Kurzes Verfahren erwartet

Hundert Jahre Feindseligkeit
Gerade haben die Türkei und Armenien ihre Aussöhnung demonstrativ gefeiert – nun droht sie doch noch zu scheitern

London – Mehrere enge Angehörige von
Al-Qaida-Chef Osama bin Laden leben
einem Zeitungsbericht zufolge streng be-
wacht in der Nähe der iranischen Haupt-
stadt Teheran. Zu der Gruppe gehörten
eine Frau bin Ladens, sechs seiner Kin-
der und elf Enkel, meldete die Londoner
Times. Sie hätten Afghanistan kurz vor
den Anschlägen vom 11. September 2001
in den USA verlassen und seien zu Fuß
nach Iran gegangen, zitierte die Zeitung
bin Ladens Sohn Omar. Sie wohnten seit
acht Jahren bei Teheran an einem gehei-
men Ort, den sie aus Sicherheitsgründen
nur selten verlassen dürften, sagte der
29-Jährige. Bin Ladens Sohn erklärte, er
habe erst durch einen Telefonanruf sei-
ner Verwandten im November erfahren,
dass sie noch am Leben seien. Der Ver-
bleib von bin Ladens Familie war jahre-
lang unklar. So wurde behauptet, seine
Kinder seien bei Bombenangriffen auf af-
ghanische Häuser getötet worden oder
hätten ihrem Vater geholfen, das Terror-
netzwerk al-Qaida fortzuführen und
neue Angriffe zu planen. dpa, Reuters

Drittes Votum in drei Tagen
Obama will Gesundheitsreform durch den Senat bringen

Bin Ladens Frau in Teheran
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Proteste in Iran eskalieren

Russische Justiz gibt nach

Paris entschädigt Opfer

Ein Scheitern der
Annäherung wäre ein

Sieg für die Nationalisten.

Platon Lebedew wurde unrechtmäßig
festgenommen.  Foto: APD

Ein Polizist in Zivil (rechts) will ein Protestplakat niederreißen, das den Dissiden-
ten Liu Xiaobo stützt. Liu soll noch an Weihnachten abgeurteilt werden.  Reuters
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Türkische Nationalisten wehren sich gegen die Annäherung zwischen der Türkei und Armenien. Sie wollen sich nicht damit abfinden, dass Armenien die Region
Berg-Karabach annektierte, die einst zum Türkei-Verbündeten Aserbaidschan gehörte. Vor dem Qualifikationsspiel zur Fußball-WM zwischen der Türkei und Arme-
nien im Oktober schwenkten Demonstranten aus Protest gegen Armenien türkische und aserbaidschanische Fahnen.  Foto: AFP

Die Abgeordneten können
erst mit Verspätung in die

Weihnachtspause.

Streitpunkt ist
die Enklave Berg-Karabach

in Aserbaidschan.


